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Ein unbequemer Bundespräsident

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates ein Gesetz über die drastischen Kürzungen der Ausbildungsbeihilfe für Studenten beschlossen.

Minister S weigert sich, dieses Gesetz als zuständiger Ressortminister gegenzuzeichnen, da er sich an seiner eigenen Lage als Student erinnert. Bundeskanzler K, der S unter Hinweis auf seine Richtlinienkompetenz mehrfach zur Gegenzeichnung aufgefordert hatte, zeichnet das Gesetz daraufhin selbst gegen. Bundespräsident r, dem das Gesetz zur Ausfertigung vorgelegt wird, weigert sich, dies zu tun, da die nach § 29 I 1 der Geschäftsordnung der Bundesregierung erforderliche Gegenzeichnung des zuständigen Ministers fehle. K meint, seine Unterschrift genüge. Besteht die Weigerung des R zu Recht?

S hat als Kabinettsmitglied zusätzlich Ärger, da sich der beamtete Staatssekretär seines Ministeriums, B, seit einiger Zeit mit S persönlich nicht mehr versteht. B möchte seinen Posten aufgeben, dabei kommt ihm ein lukratives Angebot aus der Wirtschaft gerade zur rechten Zeit. Um sich jedoch die Ansprüche auf die Versorgungsbezüge als Beamter trotz § 34 BBG zu erhalten, gelingt es ihm, S zu veranlassen, beim Bundespräsidenten einen Antrag auf Versetzung als politischer Beamter in den einstweiligen Ruhestand zu stellen. Auch hier kommen R Bedenken, ob er dem Antrag stattgeben soll.

Bundeskanzler K wie Minister S sind der Ansicht, Bundespräsident R überziehe reichlich seine Kompetenzen und erwägen daher rechtliche Schritte, um ihn zur Ausfertigung des Gesetzes wie zur Erledigung des Antrags von S zu veranlassen.

§ 29 GeschOBReg

(1)Gesetze sind dem Bundespräsidenten erst nach Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler und den zuständigen Bundesminister zur Vollziehung vorzulegen.

Berührt der Inhalt des Gesetzes den Geschäftsbereich mehrere Bundesminister, so zeichnen diese in der Regel auch die Ausfertigung
(2)Verfügungen und Anordnungen sind dem Bundespräsidenten erst nach der Gegenzeichnung durch den zuständigen Bundesminister zur Vollziehung vorzulegen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
